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Bericht der Bundesregierung 

über die Möglichkeit einer Verstärkung der zivilen Verteidigung 


Im Dezember 1968 hat die Bundesregierung dem 
Deutschen Bundestag den „Bericht über das Kon- 
zept der zivilen Verteidigung und das Programm 
für die Zeit bis 1972" vorgelegt. Anläßlich der Be- 
ratungen dieses Berichts hat der Deutsche Bundes- 
tag, einem Entschließungsantrag des Innenaus- 
schusses (Drucksache V/4480) folgend, die Bundes- 
regierung aufgefordert, bis zum 31. Dezember 1969 
zu berichten, welche Möglichkeiten sie sieht, 

(a) um der zivilen Verteidigung im Rahmen der 
Gesamtverteidigung allgemein die Stellung zu 
geben, die ihren Aufgaben gegenüber der Be- 
völkerung und den Streitkräften entspricht; 

(b) um die unzureichende finanzielle Ausstattung 
der Aufgaben der zivilen Verteidigung so zu 
verbessern, daß es möglich wird, 

— bereits laufende Vorsorgemaßnahmen, die 
im „Bericht" als notwendig erkannt sind, 
ungeschmälert fortzuführen, 

— darüber hinaus auch zusätzliche, wirkungs- 
vollere Vorkehrungen in Angriff zu nehmen, 

(c) — und zwar insbesondere Maßnahmen zur Er- 

richtung von Schutzräumen wenigstens in 
Neubauten von Drei- und Mehrfamilien- 
häusern; 

(d) um bei den Maßnahmen zur Sicherung der 
Preisstabilität die Haushaltsmittel für die zivile 
Verteidigung nicht über den allgemeinen Durch- 
schnitt hinaus zu beeinträchtigen. 

Die Beantwortung der gestellten Fragen hängt weit- 
gehend davon ab, welche Mittel der zivilen Ver- 
teidigung künftig zugewandt werden können. Die 
Entscheidung darüber konnte nicht isoliert, sondern 
nur im Rahmen eines Gesamtbeschlusses über die 
Verteilung aller Haushaltsmittel des Bundes getrof- 
fen werden. Die Bundesregierung hat sich sofort 
nach Aufnahme ihrer Amtsgeschäfte mit besonde- 
rem Nachdruck der Überarbeitung und Fortschrei- 
bung der Finanzplanung gewidmet. Dennoch konn- 
ten die abschließenden Beschlüsse nicht vor Januar 
1970 gefaßt werden. Dies voraussehend, hat der 
Bundesminister des Innern als der für die Ko- 
ordinierung der zivilen Verteidigung zuständige 
Bundesminister am 25. November 1969 den Herrn 
Präsidenten des Deutschen Bundestages gebeten, 
die gesetzte Frist bis zum 15. Februar 1970 zu ver- 
längern. 

Demgemäß legt die Bundesregierung hiermit den 
nachfolgenden Bericht vor. 

1. Die Bundesregierung hält daran fest, daß die 
zivile Verteidigung ein untrennbar und unver- 
zichtbarer Teil der Gesamtverteidigung ist. Sie 
befürwortet Maßnahmen zum Schutz der Zivil- 


bevölkerung vornehmlich aus humanitären 
Gründen. Nach wie vor ist sie aber auch davon 
überzeugt, daß Einsatzfähigkeit und Operations- 
freiheit der Streitkräfte im Verteidigungsfall in 
vielerlei Hinsicht von wirksamen Maßnahmen 
der zivilen Verteidigung abhängen. 

Die Bundesregierung erkennt daher die dringen- 
den Verpflichtungen an, die ihr nach den Fest- 
stellungen des „Berichts" vom Dezember 1968 in 
allen Bereichen der zivilen Verteidigung ob- 
liegen. Sie möchte insbesondere den Schutz- 
zuwachs steigern, der durch einsatzfähige Hilfs- 
dienste erzielt werden kann. Die Einsatzbereit- 
schaft der vielen schon seit Jahren selbstlos 
tätigen freiwilligen Helfer wird von ihr als einer 
der wertvollsten Faktoren der zivilen Verteidi- 
gung betrachtet. Um die sich hier bietenden 
Kräfte voll nutzen zu können, wird die Bundes- 
regierung den Maßnahmen zur organisatorischen, 
personellen und materiellen Verstärkung der 
Katastrophenschutzorganisationen besondere 
Aufmerksamkeit widmen. Eine intensivierte, 
offen geführte Aufklärung der Bevölkerung soll 
diese Maßnahmen begleiten. Daneben gilt die 
Sorge der Bundesregierung dem Selbstschutz, der 
ärztlichen Versorgung der Bevölkerung, dem 
Schutzbau (z. B. in öffentlichen Verkehrsanlagen), 
der Sicherstellung der Versorgung mit Wasser, 
Lebensmitteln und Energie, der Aufrechterhal- 
tung von Fernmeldeverbindungen, der Sicher- 
stellung des Verkehrs (Binnen-, See- und Luft- 
verkehr) und anderen Vorsorgemaßnahmen. 
Auch insoweit macht sich die Bundesregierung 
das im Dezember 1968 vorgelegte „Konzept" der 
zivilen Verteidigung zu eigen. 

In besonderem Maße sind diese Verpflichtungen 
dort verbindlich, wo sie sich nicht nur aus Grün- 
den humanitärer Fürsorge oder aus Zweckmäßig- 
keitserwägungen ergeben, sondern wo außerdem 
auch gesetzliche Regelungen zugrunde liegen. 
Die Bundesregierung erkennt dies ausdrücklich 
hinsichtlich des Gesetzes über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes an, das nicht nur Pro- 
grammsätze, sondern unmittelbar geltendes Recht 
enthält. Gleiches gilt auch für andere Vorsorge- 
gesetze. Die Bundesregierung ist sich dessen be- 
wußt, daß die Durchführung der dort erteilten 
gesetzlichen Aufträge nicht unbegrenzt hinaus- 
geschoben werden darf. 

Nach alledem teilt die Bundesregierung also 
grundsätzlich die Auffassung des Deutschen Bun- 
destages, daß eine Verstärkung der zivilen Ver- 
teidigung geboten ist. 

2. Die Bundesregierung konnte aber die noch von 
der früheren Bundesregierung vorgesehenen An- 
sätze nicht gerade in einem Augenblick erhöhen, 
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in dem bedeutende Ausgaben für neue oder zu 
intensivierende Vorhaben eingeplant werden 
müssen, die zum politischen Kern des Programms 
der neuen Bundesregierung gehören oder die 
wegen gesetzlicher oder internationaler Ver- 
pflichtungen unabweisbar sind. So haben vor 
allem Maßnahmen zur Intensivierung von Bil- 
dung und Wissenschaft sowie Maßnahmen auf 
sozialpolitischem Gebiet und im Bereich der 
Landwirtschaft zu außerordentlichen Mehr- 
belastungen geführt, deren natürliche Folge Ein- 
schränkungen in vielen anderen Bereichen sind. 

Unter diesen Voraussetzungen war es der Bun- 
desregierung lediglich möglich, die schon bisher 
in der Finanzplanung für die Jahre bis 1972 vor- 
gesehenen Mittel zu halten. Die Absicht der 
Bundesregierung, die zivile Verteidigung in 
Übereinstimmung mit den Beschlüssen des Deut- 
schen Bundestages künftig finanziell besser aus- 
zustatten, wird weiter verfolgt. Sie wird schon 
bei der Überprüfung der Ansätze anläßlich der 
nächsten Fortschreibung der mehrjährigen 
Finanzplanung ihren Niederschlag finden. 


sperrt; das entspricht einem Anteil von 18,9 Üo. 
Der Anteil aller aus diesem Grunde für 1970 
verfügten Sperren an den investiven Ansätzen 
des gesamten Bundeshaushalts beträgt 12,5 Üo. 
Die Sperre war aus konjunkturpolitischen Grün- 
den notwendig. 

3. Angesichts der unveränderten finanziellen Aus- 
gangslage sieht die Bundesregierung zu ihrem 
Bedauern gegenwärtig keine Möglichkeit, für das 
Jahr 1970 zusätzliche Maßnahmen der zivilen 
Verteidigung einzuleiten oder laufende Maß- 
nahmen zu intensivieren. Die im „Bericht“ der 
früheren Bundesregierung vorgesehene finan- 
zielle Schwerpunktbildung muß auch gegen- 
wärtig noch zugrunde gelegt werden. Eine Um- 
planung würde zumindest vorübergehend wei- 
tere Störungen der laufenden Arbeiten im Be- 
reich der zivilen Verteidigung zur Folge haben. 

4. Die Bundesregierung wird sich jedoch bemühen, 
die Effektivität der verfügbaren Mittel soweit 
wie möglich zu steigern. Hier ist folgendes beab- 
sichtigt: 


Ein Vergleich der in der neuen Finanzplanung 
ausgewiesenen Zahlen mit denen der alten ergibt 
allerdings scheinbar auch bereits für die Jahre 
1970 bis 1972 eine erhebliche Steigerung. Die 
heutigen höheren Zahlen sind jedoch nur auf 
eine Änderung der finanztechnischen Rechnungs- 
methode zurückzuführen, durch die tatsächlich 
kein effektiver Mittelzuwachs bewirkt wird [vgl. 
unten c) und d)]. Unter Berücksichtigung dieser 


Bereinigungen ergeben sich 

für die 

zivile 

Ver- 

teidigung danach künftig folgende Beträge: 


1970 

1971 

1972 

1973 


- in Mio DM — 


Alte Finanzplanung 432,4 

432,4 

432,4 

- 

Fortschreibung für 

1973 nach bisherigem 
Verhandlungsergebnis - 



450,1 

Bereinigt um metho- 
dische Brutto- und 
Nettostellungen *) 

(nur bei Kap. 36 06) 37,6 

32,6 

22,3 

22,3 

Umsetzung aus Perso- 
nalverstärkungstitel **) 4,8 

4,9 

4,3 

4,8 

Bereinigte alte 
Finanzplanung (einschl. 
Fortschreibung 1973) 474,8 

469,6 

459,5 

477,2 

Weniger nach Ergebnis 
der Verhandlungen 
über Haushalt 1970 1,1 




Neue Finanzplanung 473,7 

469,6 

459,5 

477,2 


Der Gesamtansatz der zivilen Verteidigung für 
1970 enthält 196,4 Mio DM an Ausgaben für 
Investitionen. Hiervon sind 37,1 Mio DM ge- 


a) Die Bundesregierung wird dem Einsatzwillen 
und der Einsatzbereitschaft der Helfer des 
Katastrophenschutzes mit staatlichen Maß- 
nahmen entgegenkommen. Sie wird sich nach 
der Vereinheitlichung des Katastrophenschut- 
zes und der damit verbundenen Erweiterung 
seiner Aufgaben im Hinblick auf den Vertei- 
digungsfall mit besonderem Nachdruck seiner 
Verstärkung und Ergänzung widmen. Hierzu 
zählen neben personellen Maßnahmen vor 
allem Verbesserungen der Ausrüstung und 
Ausbildung. Mit Rücksicht auf die nur be- 
schränkt verfügbaren Mittel soll dieser Aus- 
bau sich jedoch über mehrere Jahre erstrecken. 

b) Voraussetzung für eine wirksame zivile Ver- 
teidigung ist die Mitwirkung der Bevölkerung. 
Sie ist nur durch offene, auf Beschönigungen 
verzichtende Aufklärung zu gewinnen. 

Die Aufklärungsarbeit der zivilen Verteidi- 
gung wird diesen Prinzipien folgen. Sie soll 
durch geeignete organisatorische und admini- 
strative Maßnahmen wirkungsvoller als bisher 
gestaltet werden. 

c) Die Finanzierungshilfe des Bundes für den 
Bau unterirdischer Verkehrsanlagen (Tief- 
garagen, U-Bahnhöfe usw.) soll bei geeigne- 
ten Objekten von der Bereitschaft der Bau- 
herren abhängig gemacht werden, gegen 

*) D. h.; Während bisher bei den Ausgaben für die 
Wälzung der Lebensmittelbestände nur die M e h r - 
aufwendungen angesetzt wurden, die über den Erlös 
aus dem Verkauf der alten Bestände hinaus erforder- 
lich waren (Nettoprinzip), wird künftig der Gesamt- 
aufwand für den Kauf der neuen Bestände bei den 
Ausgaben, der Erlös aus dem Verkauf der alten 
dagegen bei den Einnahmen verbucht (Bruttoprinzip). 

**) Zum Ausgleich von Tarif- und Besoldungsverbesse- 
rungen. 
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volle Kostenerstattung des Bundes Schutz- 
räume einzubauen. Eine entsprechende gesetz- 
liche Regelung wird in Kürze vorgeschlagen 
werden. 

d) Das hierbei und im übrigen öffentlichen 
Schutzbau bisher praktizierte Verfahren soll 
gestrafft und beschleunigt werden. Verein- 
fachte Verfahrenswege und Verfahrensformen 
(z. B. Pauschalierung der finanziellen Beteili- 
gung des Bundes) sollen hierzu beitragen. 

e) Die Bundesregierung wird die Zuschüsse, die 
für die freiwillige Errichtung von Schutz- 
räumen in Wohnungsneubauten gezahlt wer- 
den, erhöhen. Der bisherige Satz von durch- 
schnittlich 200 DM je Schutzplatz hat sich als 
nicht ausreichend erwiesen; bereitgestellte 
Mittel sind z. T. verfallen. Der Zuschußsatz 
soll daher so angehoben werden, daß er auch 
unter Berücksichtigung der - inzwischen 
höher zu veranschlagenden - tatsächlichen 
Herstellungskosten noch einen wirksamen 
Anreiz bietet. 

Bei entsprechender Höhe und verbesserter 
Staffelung der Zuschüsse sollte es gelingen, 
das bisher noch vielfach stagnierende Pro- 
gramm zu intensivieren. Die Zahl der mit 
höheren Zuschüssen geförderten Schutzplätze 
wird allerdings, da die Ansätze unverändert 
bleiben, deutlich niedriger sein, als im „Be- 


richt" vom Dezember 1968 zunächst angenom- 
men worden war. 

f) Die Bundesregierung, die in ihrem „Bericht" 
vom Dezember 1968 die Bevölkerung auch 
außerhalb der Zuschußregelung zu freiwil- 
ligem Bau von Schutzräumen aufgefordert hat, 
wird im eigenen fiskalischen Bereich ein Bei- 
spiel geben. Die notwendigen Richtlinien 
sollen in Kürze erlassen werden. 

5. Unabhängig von der finanziellen Ausstattung ist 
die Bundesregierung bestrebt, der zivilen Ver- 
teidigung stets die Aufmerksamkeit zu widmen, 
die ihr als wesentlichem Bestandteil der Gesamt- 
verteidigung gebührt. Der Notwendigkeit eines 
ausgewogenen Verhältnisses zwischen militä- 
rischer und ziviler Verteidigung wird dabei be- 
sonders Rechnung getragen. 

6. Die Bundesregierung bedauert, daß sie aus den 
angeführten Gründen dem Deutschen Bundestag 
gegenwärtig keinen befriedigenderen Bericht 
vorlegen kann. Sie wird die Möglichkeiten einer 
Verstärkung der zivilen Verteidigung jedoch 
erneut überprüfen, sobald die Haushaltslage des 
Bundes neuen Handlungsspielraum gibt. 

Die in der Entschließung des Deutschen Bundes- 
tages vom 2. Juli 1969 zum Ausdruck kommen- 
den Prioritäten werden alsdann sorgfältige Be- 
achtung finden. 
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